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Tagesordnungspunkt:

Antrag der CDU-Fraktion vom 12.07.2022 zur Energie(wärme)gewinnung aus Abwasser

Beschlussvorschlag:

1. Der Betriebsausschuss beschließt:
a) Die Verwaltung wird beauftragt, die Wärme- / Energiegewinnung aus Abwasser für eigene Zwecke

des Entsorgungsbetriebes umgehend näher zu prüfen bzw. prüfen zu lassen.
Ziel der Prüfung ist das Definieren des Energiebedarfs der einzelnen Gewerke der Kläranlage durch
Erstellen eines Soll-/Ist-Vergleichs und in diesem Zusammenhang das Aufzeigen von Potenzialen zur
Minimierung der Energiebedarfe. Im Ergebnis soll diese Analyse den angepassten Energiebedarf
der Kläranlage offenlegen, um hier durch gezielte Investitionen den Bedarf reduzieren zu können.
Der verbleibende Energiebedarf soll dann neben der Erzeugung durch das vorhandene BHKW
langfristig möglichst regenerativ bereitgestellt werden.

b) Die Prüfung der Machbarkeit einer Wärmerückgewinnung aus dafür geeigneten Sammelkanälen
der Gemeinde unter ökonomischen, ökologischen und der lokalen Autarkie dienenden Aspekten
wird insbesondere wegen der CBL-Problematik vorerst zurückgestellt. Sie ist wieder aufzunehmen
im Zuge der Detailplanungen des Rathausneubaus als eine mögliche Variante einer nachhaltigen,
ökologischen und ökonomischen Wärme-/Energiebereitstellung für diesen Gebäudekomplex. Die
dafür notwendigen Finanzmittel sollen durch die Verwaltung im Gemeindehaushalt zu gegebener
Zeit angemeldet werden.

c) Nach Vorliegen des Untersuchungsergebnisses zu Punkt b) soll die Verwaltung die Angelegenheit
dem Betriebsausschuss und dem AWMDET erneut zur Beratung vorlegen.



2. Der AWMDET nimmt die im Betriebsausschuss getroffene Entscheidung zustimmend zur Kenntnis.

Begründung:

I. Allgemeine Vorbemerkung zum Verfahrensablauf
Der Antrag der CDU-Fraktion betrifft die Prüfung einer Wärmerückgewinnung aus dem gemeindlichen
Abwassernetz und deren Abgabe an primär gemeindeeigene Gebäude, sekundär aber auch an andere
(nicht gemeindliche) Abnehmer, insbesondere mit dem Hintergrund, die Wärmeversorgung von
konventionell-fossilen Energieträgern auf regenerative Quellen zu wechseln, also insoweit eine Wende
zu betreiben. Der Antrag vom 12.07.2022 ist dieser Vorlage als Anlage 1 beigefügt.

Bei der beantragten Prüfung selbst wie auch eventuellen Folgerungen daraus handelt es sich um die
Nutzung regenerativer Energien und damit um eine Maßnahme im Kontext der Energiewende. Gemäß
§ 12 Abs. 1 und Abs. 2 d) ZustO wäre daher der AWMDET grundsätzlich zur Beratung und
Entscheidung aufgerufen.

Weil aber der Antrag darauf abstellt, die Wärmeversorgung aus dem Abwasserstrom und damit die
Nutzung der gemeindlichen Abwasseranlagen zu untersuchen, ist gemäß § 7 der ZustO i.V.m. § 4 Abs. 2
Betriebssatzung gleichermaßen und insbesondere für Belange des Eigenbetriebs der
Betriebsausschuss zuständig.

Bei abweichenden Entscheidungen zum Thema wäre der Rat berufen, die Letztentscheidung zu
treffen.

Nach den Vorgaben von Gemeindeordnung (GO NRW), Eigenbetriebsverordnung (EigVO NRW) und
Betriebssatzung ist den Gemeindewerken als Sondervermögen der Gemeinde ausreichende
Selbstständigkeit im Zusammenhang mit deren strategischer Ausrichtung zu geben. Die technische und
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Werke (zur Bewältigung ihrer ureigenen Aufgaben) sind nach den
genannten Vorgaben zu erhalten.

Zuständig und verantwortlich dafür sind neben der Betriebsleitung der Betriebsausschuss und (in
besonderen Fällen) der Rat der Gemeinde.

Zur Vermeidung sich ggf. widersprechender Beschlüsse oder Beschlussvorschläge der beiden
Ausschüsse und sich dadurch zwangsläufig ergebendem weiteren Verwaltungsaufwand sieht es die
Verwaltung als zielführend an, die Angelegenheit quasi federführend im für die Werke zuständigen
Betriebsausschuss zu behandeln und den AWMDET (zumindest vorerst) lediglich durch
Mitteilungsvorlage einzubinden. Die vorstehende Verwaltungsvorlage ist diesem Verfahrensablauf
folgend aufgebaut.

II. Machbarkeitsstudie in 2009/2010
Das Jahr 2008 hatte durch zeitweise explodierende Rohölpreise seinerzeit gezeigt, dass es zukünftig
wichtig sein würde, sich in der Energiepolitik weg von fossilen Energieträgern und hin zu regenerativen
und möglichst klimaneutralen Alternativenergien zu bewegen.

Als mögliche Alternative zu fossilen Energieträgern wie Öl und Gas wurde dabei die
Wärmeenergiegewinnung aus Abwasser gesehen. Sie kann zwar andere Energien möglicherweise nicht
zu 100 % ersetzen. Im Verbund mit anderen Systemen kann sie aber durchaus als weiterer Baustein für
die Energiewende gesehen werden.

Ende 2008 wurde unter diesem Aspekt die Betriebsleitung durch den Betriebsausschuss beauftragt, im
Rahmen einer möglichst kostengünstigen Untersuchung zu prüfen bzw. prüfen zu lassen, ob für den
Bereich des Entlastungssammlers in der Bahnhofstraße eine Wärmegewinnung aus Abwasser
wirtschaftlich darstellbar sein könnte. Insbesondere sollte dabei geprüft werden, ob ein nachträglicher



Einbau der entsprechenden Systeme ohne erhebliche Mehrkosten möglich wäre.

Die Abwassertemperatur in Kanalsystemen zumindest dicht besiedelter Ortsbereiche liegt auch im
Winter bei ca. 10 - 12 °C. Abwasser stellt damit unter bestimmten Randbedingungen eine
Wärmequelle dar, die technisch genutzt werden kann.
Zur Nutzung der Abwasserwärme werden Wärmetauscher-Elemente in die Kanalisation eingebracht.
Die in diesen Elementen laufende Flüssigkeit entzieht dem Abwasser die Wärme. Eine angeschlossene
Wärmepumpe hebt dann die Temperatur auf ein nutzbares Niveau. Die nutzbare Wärme kann an
Endverbraucher weitergegeben werden. Vergleichbar ist das System mit den insbesondere in
Privathäusern eingesetzten (Erd-)Wärmepumpen.

Untersucht wurde seinerzeit der Bereich des Entlastungssammlers in Bahnhofsnähe, da die nächsten
Bauabschnitte damals in die dicht besiedelten Bereiche der Bahnhofstraße führten, sodass der Einsatz
eines solchen Systems dort am ehesten wirtschaftlich darstellbar gesehen wurde und der dortige
Abwasserstrom gleichzeitig ausreichend Potenzial bot. Die beauftragte Machbarkeitsstudie sollte erste
Aufschlüsse darüber geben, ob weitere Detailplanungen sinnvoll gewesen wären. Für solche Systeme
sind nämlich verschiedene Randbedingungen wie Größe der Kanäle, Abwassermenge,
Abwassertemperatur und nicht zuletzt der Kreis potenzieller Wärmeabnehmer u.ä. zu beachten. Im
Vorfeld der eigentlichen Machbarkeitsstudie fanden seinerzeit umfangreiche Messungen im Kanalnetz
hinsichtlich Abwassermenge und Abwassertemperatur statt.

Die Ergebnisse des Konzepts zur Abwasserwärmenutzung mit Wirtschaftlichkeitsbetrachtung für das
Hermann-Weber-Bad mit Schulkomplex wurden dem Betriebsausschuss am 01.02.2010 präsentiert.

Im Ergebnis hat das beauftragte Ingenieurbüro tatsächlich eine Empfehlung für die Nutzung der
Abwasserwärme des Entlastungssammlers zum Betrieb einer Wärmepumpe für das Hermann-Weber-
Bad und den Schulkomplex gegeben. Für die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung wurde dabei zwischen drei
Fällen unterschieden.
Fall A zeigte die Wirtschaftlichkeit, wenn es bei der seinerzeitigen Beheizung mit Erdgaskesseln
verblieben wäre.
Fall B untersuchte die Wirtschaftlichkeit der Abwasserwärmenutzung ohne weitere Fördermittel,
wobei die Wärmepumpe die Grundlast des Heizbedarfes von Schwimmbad und Schule abdecken
sollte.
Fall C entsprach Fall B, bis auf den Umstand, dass eine finanzielle Förderung von 30 % angenommen
wurde.
Im Ergebnis war sowohl die Abwasserwärmenutzung mit als auch ohne Förderung wirtschaftlich, da
man weiter steigende Energiebezugskosten für Gas und Strom unterstellte. Auf die Laufzeit von 20
Jahren betrachtet, ermittelte das Ingenieurbüro damals einen Kostenvorteil von mindestens 100.000 €.
Unterstellt wurden eine 8 %ige Preissteigerung beim Erdgas und eine 6 %ige beim Strombezug.

Die Studie sah seinerzeit aufgrund der Distanz zur Kläranlage keine gravierenden Auswirkungen auf die
dortige Verfahrenstechnik, wenngleich man sich dafür ausgesprochen hatte, insbesondere noch
einmal die Auswirkungen auf die Nitrifikation vor allem in der Übergangszeit im Detail genauer zu
betrachten.

Das Ingenieurbüro sah auch eine Abwasserwärmenutzung auf der Kläranlage als möglich an. Da solche
Anlagen regelmäßig ihren Wärmetauscher im Ablauf der Kläranlage einbauen, wäre dies auch für das
Gewässer von Vorteil, da hier meist eine Temperaturreduzierung gewünscht sei. Die Investitionskosten
wären auch niedriger als im Kanalnetz, da die Wärmetauscher nur von gereinigtem Abwasser
überströmt würden. Die erzeugte Wärme könnte insbesondere für die Beheizung der Faultürme
genutzt werden.

Entgegen der ursprünglichen Intention war damals kein Verkauf der erzeugten Abwasserwärme an



Dritte durch die Gemeindewerke geplant. Die Wärme sollte stattdessen für die gemeindlichen Objekte
Schwimmbad und Schulen genutzt werden.

Die Thematik wurde aus diesem Grunde nicht mehr im Betriebsausschuss, sondern im zuständigen
Bauausschuss bzw. Ausschuss für Planung, Umwelt und erneuerbare Energien im Zusammenhang mit
dem am 25.08.2009 beschlossenen Energieversorgungskonzept für den Schulkomplex, das Hermann-
Weber-Bad, die Turn- und Siegparkhalle sowie das Theater am Park weiter beraten.

Tatsächlich wurde dann allerdings eine andere Lösung zur Wärmeversorgung des Gebäudekomplexes
„HWB / Sporthalle / Gymnasium“ weiterverfolgt, nämlich die Versorgung über ein Holzhackschnitzel-
Heizkraftwerk (die wieder verworfen wurde) und letztlich über ein erdgasbetriebenes BHKW.

III. Denkbare Versorgungsstellen in örtlichem Zusammenhang
Sinnvoll erscheint die Wärmeentnahme in der Kläranlage selbst, zumal der dortige Wärmebedarf
insbesondere für die Faultürme erheblich ist. Hier ist natürlich auf die verfahrenstechnischen Abläufe
besonderes Augenmerk zu legen. Die Wärme wäre nur in den Bereichen und nur in einer
entsprechenden Menge entnahmefähig, in denen keine negativen Auswirkungen auf die
Reinigungsprozesse zu erwarten sind.

Im Kanalnetz könnte darüber hinausWärme für öffentliche Gebäude entnommen werden.
Anbieten würden sich
- der beschlossene Rathauskomplex an der Brückenstraße / Schulgasse,
- ggf. weitere öffentliche Gebäude wie der Gebäudekomplex „HWB / Sporthalle / Gymnasium“, der
zurzeit über BHKW versorgt wird, das Theater am Park oder auch die Sekundarschule, die jeweils
durch Gaszentralheizung versorgt werden.

Dabei müsste dann allerdings sichergestellt werden, dass sich durch diese Wärmeentnahme in der
Kläranlage selbst keine negativen Auswirkungen auf die Reinigungsleistung ergeben.

IV. Weitere Vorgehensweise
Die Idee der Wärmegewinnung aus Abwasser wurde zwar seinerzeit nicht mehr mit Vorrang weiter
vorangetrieben. Diese Wärmequelle soll aber auf jeden Fall für den Bereich der Kläranlage selbst näher
untersucht werden, und zwar im Zuge einer Prüfung der energetischen Schiene der Kläranlage. In den
vergangenen Jahren wurden entsprechende Planungsansätze in die Vermögenspläne des
Entsorgungsbetriebes aufgenommen.

Ein Ingenieurbüro wurde bereits aufgefordert, zur Prüfung der energetischen Schiene möglichst
kurzfristig ein Angebot abzugeben. Ziel der Prüfung ist das Definieren des Energiebedarfs der
einzelnen Gewerke der Anlage durch Erstellen eines Soll-/Ist-Vergleichs und in diesem Zusammenhang
das Aufzeigen von Potenzialen zur Minimierung der Energiebedarfe. Im Ergebnis soll diese Analyse den
angepassten Energiebedarf der Kläranlage offenlegen, um hier durch gezielte Investitionen den Bedarf
reduzieren zu können. Der verbleibende Energiebedarf soll dann neben der Erzeugung durch das
vorhandene BHKW langfristig möglichst regenerativ bereitgestellt werden.

Zeitlich erst im Anschluss daran ist es nach Auffassung der Verwaltung sinnvoll, die Wärmegewinnung
aus Abwasser direkt aus dem Kanalnetz zu untersuchen. Die nutzbaren Netzbereiche dürften sich
dabei überwiegend auf den zentralen Ortskern von Eitorf beschränken, da nur hier entsprechende
Kanäle mit auch in längeren Trockenwetterphasen genügend Abwasserdurchfluss verlegt wurden.
Die oben unter II. beschriebene Machbarkeitsstudie hatte ja bereits einen Kanalnetzbereich
identifiziert, der zur Wärmeentnahme durchaus geeignet ist.

Hier könnte eine Potenzialanalyse ansetzen. Sinnvoll erscheint diese aber erst dann, wenn mögliche
Wärmenutzer und deren Wärmebedarf identifiziert sind. Nur so kann die Analyse zielgerichtet
ausgeprägt werden und konkret verwertbare Ergebnisse bringen.



Vorrangig dürften der Gebäudekomplex „HWB / Sporthalle / Gymnasium“ und der geplante
Rathausneubau an der Brückenstraße / Schulgasse infrage kommen. Zumindest für letzteren sind die
Planungen allerdings noch nicht in einem solchen Stadium, dass aussagekräftig ein Wärmebedarf
ermittelt werden könnte.

Die Verwaltung empfiehlt, in die notwendigen Prüfungen nur langfristig gemeindeeigene Gebäude
einzubeziehen und erst im Rahmen der Detailplanungen für die Gebäude umzusetzen.

Hierzu ist allerdings Folgendes zu beachten:
Bisher wurde die Auswirkung einer Wärmeentnahme aus dem Kanalnetz und deren Verteilung in
gemeindliche oder gar private Gebäudekomplexe auf das Cross-Border-Lease-Verfahren (CBL) nicht
näher untersucht. Auch im Rahmen der Machbarkeitsstudie in 2010 bestand dazu keine Veranlassung,
da sich die Gemeinde seinerzeit für einen anderen Weg der Wärmeversorgung des HWB- /
Schulkomplexes entschieden hatte.

Die Abwasseranlagen (Kläranlage und Kanalnetz) wurden bereits in 2003 langfristig an einen US-
amerikanischen Investor vermietet. Es wäre daher unbedingt (extern) zu prüfen, ob die
Wärmeentnahme aus dem Kanalnetz für andere Zwecke als die der Gemeindewerke selbst dem
Investor zumindest angezeigt, ggf. sogar von diesem genehmigt werden müsste.

Bei einer Wärmeentnahme für externe Zwecke handelt es sich unstreitig um eine Sondernutzung der
Kanalisation. Es wäre fatal, wenn sich durch eine solche Sondernutzung negative Auswirkungen auf die
Restlaufzeit des CBL-Verfahrens bis Anfang 2030 ergeben würden. Der Investor könnte dies als
Gelegenheit ansehen, die Transaktion vorzeitig zulasten der Gemeinde zu beenden.

Es kann daher nur die Empfehlung gegeben werden, die Abwasserwärmenutzung insbesondere aus
dem Kanalnetz für andere als eigene Zwecke des Aufgabenspektrums des Entsorgungsbetriebes der
Gemeindewerke zu einem späteren Zeitpunkt konkret näher zu prüfen und erst nach Ende der CBL-
Laufzeit ab 2030 ggf. umzusetzen.

Diese Empfehlung gilt umso mehr für die Wärmenutzung durch Externe, also Firmen und/oder
privathaushalte. Eine solche Nutzung anzustreben, führt zudem zu weiterem (externen)
Prüfungsaufwand.
Es würde sich dann nämlich um eine wirtschaftliche Betätigung der Gemeinde handeln, die
umfassende Steuerpflichten nach sich ziehen dürfte. Daneben wäre dann auch die Organisationsform
eines solchen Geschäftsbereiches zu untersuchen, der Umfang von dessen Aufgabenbereich und nicht
zuletzt die Frage zu klären, wo ein solcher Geschäftsbereich organisatorisch anzusiedeln wäre.

Infrage kämen bei der Wärmegewinnung aus Abwasser
- deren netzgebundene Verteilung an gemeindeinterne oder externe Abnehmer und
- die Unterhaltung der Anlage/des Netzes einschließlich des Vertriebs,
- durch die Gemeinde selbst als „Eigengeschäft“ oder durch eine gemeindliche GmbH,
- durch die Werke mit einem neuen Betriebszweig des Eigenbetriebs oder auch
- die Vergabe an privatwirtschaftliche Konzessionäre aus der Sparte „Energieversorgung“.

Bei Abgabe der Energie an externe Dritte, aber auch innerhalb der gemeindeeigenen Gebäude wäre
der Umfang der Steuerpflicht und auch die Gesellschaftsform des Betriebszweiges durch einen
Wirtschaftsprüfer näher zu prüfen. Es handelt sich um eine sehr fachspezifische, umfangreiche und
aufwändige Prüfung, so sie denn belastbare Ergebnisse zeigen soll. Dies kann im eigenen
Personalbestand eher nicht geleistet werden.

Die Verwaltung empfiehlt daher die im Beschlussvorschlag formulierte weitere Vorgehensweise.



Anlage(n)

Antrag der CDU-Fraktion vom 12.07.2022


